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Senkung“ der Lebensmittelpreiſe erwähnt worden, und es iſt 

riach der Annahme des Herrn Finanzminiſter3 mit 

einer ſolchen Senkung doch zu rechnen, daß vom 1. Januar 

1921 ab die Teuerungszufdläge, die ſekt in dem Entwurf des 

Notfinanzgeſehes, ver heute verteilt wurde, in Höhe von 50 

Prozent der Bezüge der Beamten vorgeſehen find, auf 40 
Prozent ermäßigt werden könnten. 

Im Budgeinachtrag ſelber find die Teuerungszuſhläge für 

das ganze Jahr 1920 in von.50 Prozent vorgeſehen, das 

gegen-iſt in.dem. Notfinanzgeſeß der Betrag von 50 Prozent 

vorläufig nur jür die Zeit bis 31. Dezember 1920 in Ausſicht 

genommen. 

Im “Ausſchuß iſt bei ber Berafung dieſes Punktes von 

einer- Seits eine generelle Änderung in ber Abſtu- 

füng“ des Teuverungszuſ<lages angeregt worden, 

(63 wurde geltend gemacht, daß dieſe Teuerungszuſchläge nicht 

aleihmäßig für alle Beamten bemeſſen werden könnten, „daß 

für die unteren Beamten ein höherer Prozentſal gewährt 

werden müſſe als für die oberen. Die Frage iſt in der Be- 

gründung zum Beſoldungsgeſeb ſhon eingehend erörtert. Der 

Ausſchuß hat deswegen auf ein „näheres Eingehen auf dieſs 

Frage in dem jehigen Wugenblid verzichtet. Ebenſo hat er 

darauf verzichtet, einem Vorſchlag Folge zu geben, der von 

anderer Seite gemacht worden war, nämlich jest ſchon die 

Beamten der oberen Gruppen von der Gruppe XI ab in 

. ihren Teuerungszuſchlägen zu kürzen, um eine finanzielle Er« 

mäßigung bes Beamtönaufwandes herbeizuführen. Ber Abe 

veau von der Klaſſe XI ab, etwa um 5 Prozent in ber 

Klaſſe XL, um 10 Prozent in der Klaſſe ZI, um 15 Prozent 

in- ber Klaſſe XIII, um 20 Prozent bei den Einzeljahres- 

gehältern nach Bi und 2 und um 25 Prozent bei den höchſten 

Gehaltsſiufen B3 und 4, wie er von dieſer Seite vorgeſchla- 

gen war, würde nad der Berechnung, die vorgenommen 

worden iſt, 435 Millionen M. Erſparnis ergeben, und wenn 

„die Kläſſe X noch hinzugenommen und hier ſtatt 50 Prozent 

nur 45 Prozent gewährt »würde, würde das eine Erſparnis 

von 24 Millionen ergeben haben. Gegenüber dieſen Vor- 

ichlägen, bei den Teuerungszuſchlägen eine Abſtufung ein 

treten zu' laſſen, wurde entgegengehalten, daß hier die Über» 

einſtimmung mit dem Reich und den andern Ländern nicht 

aufgegeben werden dürfe, auch wenn man grundſäßlich den 

Standpunkt billigte, daß die Teuerungszuſhläge bei den 

höheren Grundgehältern für die höheren Beamten nicht in 

derſelben prozentualen Höhe gewährt zu werden brauchen. 

Neben dieſen Ausgabeminderungen hat denn aug die j 

Frage einer Vermehrung der Ginnahmen im Haus 

halt3ausſchuß eine Rolle geſpielt und wir haben auch dorüber 

mit dem Herrn Finanzminiſter uns in eine Erörte- 

rung eingelaſſen. _ 

In dem vorliegenden Budgetnachtrag find in der Haupt» 

abteilung „Finanzminijterium“ unter den Einnahmen auch die 

Anteile an den Reichsſteuern eingeſtellt, die uns vom . Reich 

nach dem Landesſteuergeſeß überwieſen werden ſollen. Es 

iſt aber hier in einer vorſichtigen Weiſe verfahren und nur 

die Garantieſumme eingeſtellt worden, die nach 58 56 

und 57 des Landesſteuergeſezes den Ländern zu überweiſen 

iſt. Eine künftige Steigerung dieſer Steuern, mit der ja 

wohl gerechnet werden kann, iſt außer Betracht gelaſſen wor- 

den. Andere Bunbesftaaten find in der Beziehung anders 

verfähren, 3. B. hat Heſſen ohne weiteres, wie uns mitgeteilt 

wurde, einen Zuſchlag von 2 Prozent, als einer fünftig eins 

tretenden Steigerung entſprechend, hier eingeſtellt. Die Einzel- 

heiten biefer Steuerüberweiſungen werden bei einem ſpäteren 

"Anlaß zu erörtern ſein. IH kann das jeht hier übergehen.   

Von den weiteren Einnahmevermehrungen, die der Gern 
Finanzminiſter in ſeinen Finanzplan eingeſtellt hat, 
iſt zu erwähnen = und das wird von ſehr. erheblicher Be- 

deutung für unſer Land und unſer Vol? ſein — die Steuer 
vom Grundbermögen und Gewerbebetrieb 
vermögen, deren Erhöhung bereits angekündigt iſt und 

die für das laufende Jahr noch in der ſeitherigen Höhe von 
18 Pf. für 100 M, erhoben wird nad) einem Gejeh, das wir 
vor eiwa 8 Wochen hier verabſchiedet haben. Dieſe Steuer 
vom Grund- und gewerblichen Betriebsvermögen ſoll für die 
Folge von dem jevigen Saß von 18 Pfennigen nach der Abu 
ficht des Finanzminiſter erhöht werden auf 83 Pf. für 
flaſſifigierte Grundſtüde, alſo im weſentlichen für die land« 
wirtſchaftlich genußten Grunbftüde, für andere Grundſtüde, 
wie Bauplätze und Häuſer, auf 23 Pfennige yon 100 M., und 
es wird aus dieſer Steuererhöhung von den klaſſifizierten 
Grundftüden eine Mehreinnahme von 15 Millionen, aus der 

Erhöhung auf 23 Pf. für ſonſtige Grundftüde und Bau- 
pläße eine Ginnahmevermehrung von 5 Millionen, zuſammen 
alſo von 20 Millionen erwartet. Der Herr Finanzminie 

ſt ex hol uns mitgeteilt, def in dieſer Beziehung, insbefondere 
wegen der Beſteuerung des gewerblichen Betriebsvermögens 

eine tunlichſte Übereinſtimmung mit den benachbarten Län- 

dern herbeigeführt werden folle. Das iſt ſehr zu begrüßen; 
denn ſeither iſt nicht ſelten darüber geklagt worden, daß die 
Unterſchiede in der Höhe des Steuerſahes, die die betr. Ge- 
werbetreibenden ſehr übel vermerken, unter Umſtänden zu 
einer ' Verſchiebung. in der Niederlaſſung der Induſtrie Ar 
laß geben könnten. \ 

Weiter iſt eine Erhöhung der Beförſtkerungs- 
fteuer von 10 Pf. auf 1 DM, in Ausſicht genommen, woraus 
eine Mehreinnahme von 1 Million M. erwartet wird und 
endlich eine Jagdpadtjteuer, wie der Herr Finanz 
miniſter uns mitteilte, etwa in dem Sinne, daß bon 
6 Jahrespaditzielern eines für den Staat in Anſpruch ge- 
nommen werden foll, woraus ſich 1 Million M, für den Staat 

ergeben ſollen, fo daß im ganzen 22 Millionen M, aus zu 
erhöhenden oder neuen Steuern zu erwarten wären. 

Weiter rechnet der Herr Finanzminiſter in feinem 
Finanzplan mit einer namhaften Erhöhung der Beiträge 
der Gemeinden zum perſönlichen Shulauf- 
wand, und zwar ſollen für die Realanſtalten die Ge- 
meinden fünftig 50 Prozent beitragen. | Jeßt beträgt der 
Aufwand für dieſe Realanſtalten nach der neuen Beſoldungs- 
ordnung rund 16 Milionen M., wovon der Staat 14 Millio« 
nen-trägt, die Gemeinden nur 1,7 Millionen. Wenn alſo der 
Aufwand künftig zur Hälfte auf Gemeinde und Staat ver» 
teilt wird, ergibt ſich eine Mehreinnahme von rund 6 Mil» 
lionen Mark. Bezüglich der Gemeindebeiträge für die Real- 
anſtalten hat auch der Haushaltöausſchuß ſchon einen 
ſchluß gefaßt, über den Ihnen dann der Berichterſtatter über 

dieſen Teil des Budgetnachtrags das Nähere mitteilen wird, 
Ebenſo ſollen bezüglih der Vol?3ſc<hulen die Beiträge 
der Gemeinden erhöht werden. "In. bein Budget für 1920 
— das iſt die einzige Zahl, die ich in der. Eile habe aufſchret- 
ben können — find 11,5 Millionen für den perſönlihen Auf- 
wand für die Volksſchulen eingeſtellt und davon entfallen auf, 
die Gemeinden 5,8 Millionen. Der künftige perſönliche Auf- 
Aufwand für die Volksſchulen beträgt aber nach dem Beſol- 
dungögeſeiz für die planmäßigen Lehrer allein eine 68 Mil 
lionen, G38 wird angenommen, daß die Gemeinden zu einem 
Beitrag von 30--35 Prozent herangezogen werden könnten, 
wodurc< fich ein Gemeindebeitrag von 18 Millionen mehr ere 

geben würde. 1 

Zuſammen. alſo iſt in dem Finanzplan als Ausgabebermirs 

derung eingejteilt: 
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Abſtriche am IT. Nachtrag "am fachlichen Auf- 
wand "mit Mill, M. 

am perſönlichen Alfwand Mill. M. 
Abbau der Teuerungszulagen vom 1. Jannuar 
121an 5 Mill. M. 

neue Steuern” 5454141 Million DAL. M. 
endlich die 'Veimtinbebeiträge für den Schul- 
aufwand 48x35 Millionen M. ML N. 

zuſammen 77,5-Mil..M- 
7 Das ergibt. eine „Verminderung des ungede>ten Ausgabe» 
überſhuſſes von 110 Mitlionen auf den Betrag von 32% „Mil- 
lionen und davon würde noch: abgehen das,’ was an dieſem 

„I. Budgeinachirag . nach» den Anträgen, die . Ihnen der 
-- Saushaltzausöſchuß unterbreitet, noch abgeſtrichen . werden 
„Zönnte, was nachher noh zu erörtern ſein wird. 

Mit dieſem Finanzplan Haben. fich im HausShalts3ausſchuß 
alle -Parteien.-im allgemeinen einverſtanden erklärt; aller- 

dings nur im allgemeinen. Eine Nachprüfung im' einzelnen 
haben ſich alle Parteien ebenſo vorbehalten für den Zeitpunkt, 
wenn. erſt konkrete "Vorſchläge vorliegen. Von keiner Seite 
wurde berfannt, daß ſowohl- die Erhöhung der Grundſteuer, 

-insbefonbere bei den Hajfifisierten Grundftüden von 18 auf 
>83 Bf, alſo um 70 Pf, cals auch die Erhöhung-der Gemeinde- 
beiträge für, die Volksſchulen und, die Realanſtalten erheblichen 
Bedenken begegnen. gumal die. Reichsgeſehgebung ‚den Ge- 

‚meinben die Steuerhoheit- ſo weſentlich beſchnitten hat. Aber 
die Übergeugung von der Notwendigkeit der Schaffung: des 
finanziellen Gleichgewichts der Ausgaben und Ginnahmen war 
„ausſchlaggebend,. und der Haushalt8ausſchuß hat fich, dieſer 
Darlegung des, Fünanz3miniſters nicht verſchloſſen. Er 

+ Hat: insbejondere bezüglich ber Realanſtalten. aus. dieſer .in 
Ausfiht genommenen Erhöhung der Beiträge der Gemeinden 

+ Schon die Folgen gezogen und hat eine Anzahl, neu geforderter 
Stellen. für Profeſſoren ‚an. neuen. Realanſtalten,- außer für 
Kehl, wo beſondere „Gründe für. die. Genehmigung. vorlagen, 
„abgelehnt. „ws 3 Mien gie . WERT Kekse 

Da, wie ich ſchon vorhin, erwähnt habe, big jeht ein Finanz» 
gejeß für 1920 „nicht „erlaſſen - wurde und noch fein Entwurf 
eines Finanzgeſehes vorgelegt und ein ſolches. überhaupt.nicht 
erlaſſen werden;kamy, jolange der II. Vudgetnachtrag nicht vor» 
gelegt iſt, beſtanden sun: Haushalt8ausſchuß zunächſt Bedenken, 
ob „diefer. 1-2-Nachtrag>für ſich überhaupt -behandelt werden 

"Yönne, ehe auch:dewX17-Neachtrag und damit ein-Überbli über 
den geſamten?Mehraufwand für das laufende Jahr vorliegt. 
Alls Parteien haben“mit Entſchiedenheit den Standpunkt vers 
treten, keinem Budgelnüchtrag zuzuſtimmen, -der zur Schul- 
benwirtſchaft:führta/-In).der Beziehung war eine erfreuliche 
Einigkeit im 3Haushalt8ausſchuß- zu verzeichnen. Es würde 
"aber ſchließlich; döch“einſtimmig beſchloſſen, in die Behandlung 
9es I. Budgetnachtragsr'gleihwohl einzutreten, obwohl "ein 
Überbli über vie“-Geſtalkung unſerer Finanzen für das lau« 
ende Jahr wegemihbs Aubſtehens8-des IT. Nachtrags noch nicht 
gewonnen werdemtuhm Die Gründe für dieſen Beſchluß des 
Zaushalisäusſchuſſes“beſtehen barin, daß: man davon über« 
aeugt war, die Worihußwirtihaft ber Beamten, die wir ſeit 
ent 1. April 5.“ % eingeleitet Haben, müſſe endlich aufhören. | 

: Beamten müſſen" endlich klar ſehen, -was ſie nach den 
heflehenden Sägen an Vejoldungs- und Teuerungszuſchlägen 
wu erhalten haben. "Der Vollzug des -Vefoldungsgefehes ex- 
ordert auch nad der 'Antiahme des I, Budgetnachtrages noch 
“ine, Fülle von Atbeit und Berechnungen in den. Miniſterien, 
‚Das: Beſoldungsdienſtalter: > eines jeden“ eingelen "Beamten 
muß ausgerechnet werden, und dieſe Arbeit wird ohnehin noh 
"Wochen erfordern, ſodaß erſt zu Beginn des Monats Oktober 

| Marheit für alle Beamten geſchaffen! werben Lahn, tie ihre 
| künftigen Vezüge ſich geſtalten.“ In“ der Zwiſchenzeit 4ſt es 
|» die“ Pflicht der Leiter der Veaintenorganijationen,- aufllärend 

und abmahnend aufzutreten und die Beamten von 'unüber- 
legten Schritten abzuhalten. Der ganze Landtag iſt überzeugt, 
daß eine Aufbeſſerung der Bezüge der Beamten im -Hinblice 
auf die beſtehende Teuerung geboten iſt, und det Landtag ha: 

|- de8wegen-die Befolbungsordnung f. Zt, ohne fachliche Durch» 
beratung: verabſchiedet, weil er. überzeugt’mar, daß eine Jach- 

liche Durchberatung Wochen und vielleicht Monate in’ Anſpruch 
genommen Hätte, Aus“ dem gleichen Gefühl heraus hät: der 
Landtag auch dieſen 1. Nachtrag für ſich allein verabſchiedet 
und ‚in. Beratung genommen iroß ſchwerer. Bedenken; die 
gegen eine ſolche Behandlung beſtanden. Ich glaube, ich 

- daxf.. namens des Haushalt3ausſchuſſes die Erwartung aus, 
ſprechen, .daß nunmehr die Beamten den Vollzug. der „Befol- 
'dungsordnung. in „Ruhe abwarten. Die, Härten, die in der 
Beſoldungsordnung noch enthalten find,.follen bei ber Reviſion 

„im Spätjahre, die in 8-33 des Vefoldungägejeies vorgeſehen iſt, 
und die ſpäteſtens bis zum 831. Dezember d. .J.. durchgeführt 
werden ſoll, beſeitigt werden. Die Tätigkeit unſerer Veamten 
wurde feitens des Haushalt8ausſchuſſes auch ‚bei dieſar »Ge- 
legenheit, wie ſchon. früher wiederholt,- im Landtag durchaus anexkannt,- Der Pflichttreue unſerer Vecmten; hie. während 
des Krieges und' ſeither vielfach weit über ihre. Kräfte hinaus 
in Anſpruch genommen werden mußten, ifk:es zu- danken, baß 
unſere Staatsverwaltung den ſchweren Erſchütterungen, dig Über Neich und. Land hinweggingen, ſtandhielt,. Einzelne: Ausnaß- 
men find ja auch in den lezten Wochen wieder hervorgetreten zautd Hier und bei den Verhandlungen des Hauhaltsausſchuſſes 

au. berzzichnen geweſen, die auf dieſes ſchöne: und“ glänzende 
Bild gewiſſe Schatten geworfen haben. Unſtimmigkeiten ‘im 
Vefoldungsgejeß und in der Befoldungordnung, von denen ich vorhin geſprochen Habe; find Am Haushältsäusſchuß bei den 
Beratungen in den lekten Wöchen in. mancher: Beziehung hör» 

| vorgetreten..« Es iſt das' eben eine Folge, die: Hingenommen 
werden muß, eine Folge der Annahme des Befoldungsgejeies 
ohne Durchberatung. Es wurde befonders darauf hingewieſen, 
daß im Jahre 1908, ale dis keizte Novelle, zur Gehaltordnung 

“Heraten wurde, in der Zweiten Kammer ein beſonderer Nuss ſchuß gebildet wurde, der in 41 Sißungen ſich ſeiner Arbeit entledigte.. "Dazu Hätte man in der Zwiſchenzeit ſeit. dex Ver» abſchiedung der Beſoldungs8ordnung vielleicht Zeit gehabt; aber der Landtag war ja auch. ſo nicht müßig. JG glaube, wenn 
es möglich, geweſen wäre, mit dem Beſoldungsgeſez auch den 
jekigen Budgetnachtrag vorzulegen, fo hätte man vielleicht. in 
der Zeit, die uns im, ganzen zur Verfügung ſtand, bis wir au den. 7. Budgetnachtrag erledigen konnten, beides „zu- fammen erledigen können. Aber das war in dem. Augenblit, als die Veſolbungsorbnung vorgelegt wurde, nicht zu überſehen, 
„und 'e8 iſt, glaube ich, eine Folge, die eben getragen (Bb „inuß, daß ba und, dort Unſtimmigkeiten vorliegen, die im Mor ment nicht abgeſtellt werden können. Wix müſſen ins. eben darüber klar ſein, daß wir durch diefes Befolbungagefeh i » nur ein Proviſorium geſchaffen haben und auch die Einſtufung der Beamten in die Beſoldungsordnurig kann nur ein Probi» forium ſein. Wir haben im Haushaltsausſchuß gehört, daß ‚ein neuer Entwurf. eines Neichsbeſoldungsgeſehes ſhon. vor» . liegt, weil'bie Länder! vielfach über die Reichsbeſolbüngsörb- 
nung hinausgegangen ſind bei der Einreihung der Beamten „in die, Gruppen der Reichsbeſoldungs8or5nung, Auf um . ſölbungsordnung ift dieſer Vorwurf öllerdings fo   gar nicht zu. E8 wurde erwähnt, daß nur eine Beanttentategnrie, 
nämlich, die Kanzleidiener (Amtögehilfen) bei den Zentraltit- 3 FI 2028 SU, Ar CE go  


